
fiziert wurde und in dem die vertragschließenden 
Seiten die feierliche Verpflichtung übernehmen, 
„sich eines solchen Verbrechens, von welchem 
Staat es auch ausgehen möge, nicht schuldig zu 
machen“. In der Präambel des Genfer Protokolls 
von 1924 über die friedliche Lösung internationa­
ler Streitfragen werden ebenfalls Aggressions­
kriege als internationale Verbrechen bezeichnet. 
Im gleichen Sinne erklärt die Deklaration der 
Vollversammlung des Völkerbundes vom 
24. September 1927: „Jeder Aggressionskrieg ist 
und bleibt verboten.“ Am 18. Februar 1928 
stellte die 6. Panamerikanische Konferenz in Ha­
vanna durch ihre 21 Mitgliedstaaten in einer Re­
solution fest, daß, da „der Aggressionskrieg ein 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit dar­
stellt . . ., jede Aggression ungesetzlich ist und als 
solche verboten wird“.

Bedeutsam waren auch das Genfer Protokoll 
über das Verbot von erstickenden, giftigen oder 
ähnlichen Gasen sowie von bakteriologischen 
Mitteln im Kriege (17. Juni 1925) sowie die Gen­
fer Konvention über die Verbesserung des Loses 
der Verwundeten und Kranken der Heere im 
Felde und das Genfer Abkommen über die Be­
handlung der Kriegsgefangenen (beide vom 
27. Juli 1929). Schließlich kam am 27. August 
1928 der Briand-Kellogg-Pakt zustande, ein 
Vertrag über die Ächtung des Krieges, in dem 
10 Staaten, darunter die USA, Deutschland, 
Großbritannien, Frankreich, Japan feierlich im 
Namen ihrer Völker erklärten, „daß sie den Krieg 
als Mittel für die Lösung internationaler Streit­
fälle verurteilen und auf ihn als Werkzeug in­
ternationaler Politik in ihren gegenseitigen Be­
ziehungen verzichten“ (Art. I). Darin kam in ei­
nem völkerrechtlich verbindlichen Dokument die 
dem Rechtsbewußtsein der Völker entsprechende 
Verurteilung des Angriffskrieges als Verbrechen 
zum Ausdruck. Die Sowjetunion maß diesem 
Vertrag — trotz einer Reihe von Unvollkommen­
heiten, die seine konsequente Verwirklichung und 
Durchsetzungsmöglichkeit betrafen - eine große 
Bedeutung bei und ratifizierte ihn am 6. Sep­
tember 1928 als erster Staat.

Zu Beginn des zweiten Weltkrieges waren 
63 Staaten Mitglieder des Briand-Kellogg-Pak- 
tes, darunter auch Deutschland, Italien und Japan.

Die Hitlerfaschisten setzten sich über diese 
wie über viele andere völkerrechtliche Vereinba­
rungen hinweg. Ihre beispiellosen Verbrechen ge­
gen den Frieden, gegen die Menschlichkeit und 
ihre Kriegsverbrechen riefen den Zorn der Völker

der Welt und deren Entschlossenheit hervor, mit 
der Vernichtung des Hitlerfaschismus nunmehr 
endgültig den imperialistischen Krieg aus dem 
Leben der Völker zu verbannen. Gestützt auf den 
antifaschistischen Kampf der Arbeiterklasse, der 
Demokraten und Patrioten in der ganzen Welt, 
auf den illegalen Widerstand gegen die Hitlerbar­
barei und auf die Partisanenbewegungen in den 
besetzten Ländern Europas konnte die Antihit­
lerkoalition — staatlich repräsentiert vor allem 
durch die Sowjetunion, die USA und Großbritan­
nien - völkerrechtlich verbindlich ihre Haltung zu 
den Verbrechen der Hitlerfaschisten und ihrer 
Anhänger sowie zu deren persönlicher Verant­
wortlichkeit formulieren.

Am 13. Januar 1942 unterschrieben die Re­
gierungen der von den Hitlerfaschisten besetzten 
Länder (Belgiens, Griechenlands, Frankreichs, 
Luxemburgs, Norwegens, der Niederlande, Po­
lens, der Tschechoslowakei und Jugoslawiens) im 
St. James-Palast in London eine Erklärung, in der 
sie als eines ihrer grundlegenden Ziele die Bestra­
fung der für Kriegs verbrechen Verantwortlichen 
nannten. Diese Erklärung wurde von der Sowjet­
union, den USA und Großbritannien gebilligt 
und unterstützt.

In den Noten vom 25. Oktober 1941, 6. Ja­
nuar 1942, insbesondere aber in der Note vom 
27. Januar 1942 charakterisierte die Sowjetregie­
rung die Bestrafung der für Kriegsverbrechen 
Verantwortlichen als eine wesentliche Aufgabe 
des Krieges gegen den Faschismus. Von besonde­
rer Bedeutung ist hier die bereits genannte Mos­
kauer Erklärung über die Verantwortlichkeit der 
Hitler-Anhänger für begangene Greueltaten vom 
30. Oktober 1943. In der Erklärung der drei 
Großmächte von Teheran vom 1. Dezember 1943 
wird die Entschlossenheit bekundet, nach dem 
Krieg „einen dauernden Frieden“ zu schaffen, 
„einen Frieden zu schließen, der den überwälti­
genden Massen der Völker der Welt Bereitwillig­
keit abnötigen und die Geißel und den Schrecken 
des Krieges für viele Generationen bannen wird“. 
In der Erklärung der drei Mächte von Jalta wird 
im Ergebnis der Krimkonferenz vom 3.-11. Fe­
bruar 1945 erneut der unbeugsame Wille zum 
Ausdruck gebracht, „alle Kriegsverbrecher vor 
Gericht zu bringen und einer schnellen Bestrafung 
zuzuführen“, und die Entschlossenheit bekundet, 
„sobald wie irgend möglich eine allgemeine inter­
nationale Organisation zur Aufrechterhaltung des 
Friedens und der Sicherheit zu gründen . . . so­
wohl zur Verhütung von Angriffen als auch zur
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